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Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/3 - S 2247 - 24/58 


Bonn, den 27. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Förderung der wissenschaftlichen Ausbildung durch 
steuerliche Maßnahmen 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der DP 
— Drucksache 160 — 


Die obige Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminisler des Innern wie folgt: 

Zu 1. 

Der Einkommensteuertarif des Entwurfs eines Steuerreform- 
gesetzes, das dem Bundestag in Kürze zugehen wird, sieht eine 
wesentliche Erhöhung der Freigrenzen bei der Einkommen- 
steuer und Lohnsteuer vor. Danach werden unverheiratete 
Arbeitnehmer erst zur Lohnsteuer herangezogen, wenn ihr 
Arbeitslohn 2971 DM jährlich übersteigt. Bei Verheirateten 
erhöht sich diese Grenze auf 4651 DM jährlich ; dazu kommen 
ggf. noch Kinderfreibeträge. Ein Student, der während der Se- 
mesterferien (etwa 5 Monate) in einem Arbeitsverhältnis steht, 
kann also als Unverheirateter durchschnittlich 594 DM und als Ver- 
heirateter sogar 930 DM monatlich verdienen, ehe überhaupt 
Lohnsteuer anfällt. Bei dieser Sachlage ist die große Masse 
der Werkstudenten ohnehin steuerfrei. Besondere Maßnahmen 
zur steuerlichen Entlastung der Werkstudenten erübrigen sich 
hiernach. 

Zu 2. 

Promotionskosten gehören zu den Kosten der Ausbildung. 
Solche Ausbildungskosten sind nach der ständigen Rechtspre- 
chung des Reichsfinanzhofs und des Bundesfinanzhofs Kosten 
der Lebenshaltung, die weder Werbungskosten noch Betriebs- 
ausgaben sind. Es ist nicht möglich, für Promotionskosten eine 
Sonderbehandlung vorzusehen. Sind andere Personen, insbe- 
sondere die Eltern der Studenten, mit den Kosten der Vorbe- 
reitung für die Doktorprüfung belastet, so kann ihnen beim 
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen Kinderermäßigung 
bzw. eine Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastung 
gewährt werden. Muß der Student die Kosten der Vorberei- 
tung auf die Doktorprüfung selbst tragen, so würde auch bei 
steuerlicher Anerkennung dieser Kosten in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle eine Auswirkung nicht eintreten, weil, wie 
bereits in Nr. 1 dargelegt wurde, ohnehin Steuerfreiheit gege- 
ben sein wird. 
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Zu 3. 

Das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 20. September 1957 
(Bundessteuerblatt III S. 424) bestätigt lediglich die ständige 
Rechtsprechung zu den in Nr. 2 angeschnittenen Fragen. Der 
Bundesfinanzhof kommt zu der Entscheidung durch die Anwen- 
dung der dargelegten Rechtsgrundsätze, also durch Auslegung 
des Gesetzes. Eine andere steuerrechtliche Beurteilung könnte 
weder durch eine Änderung der Einkommensteuer-(Lohnsteuer-) 
Richtlinien noch auf dem Verordnungsweg herbeigeführt werden. 
Zu beiden Maßnahmen würde es an einer Rechtsgrundlage 
fehlen. 

In Vertretung 

Hartmann 
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